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Drucksache V/1089 


Der Bundesminister für Ernährung, Bonn, den 31. Oktober 1966 

Landwirtschaft und Forsten 

III B 5 - 3209.91 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beschlüsse des EWG-Ministerrats über die Harmonisie- 
rung der Preise für Milch und Milchprodukte 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen), 
Frehsee, Seither, Feilermaier und der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/978 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Können die deutschen Milcherzeuger damit rechnen, daß ab 
1968/69 im Durchschnitt des Bundesgebietes und im Durch- 
schnitt des Wirtschaftsjahres ein Erlös ab Hof von 39 Pfennig 
pro kg erzielt wird oder ist der Kommentar über die Beschlüs- 
se des EWG-Ministerrats vom 24. Juli 1966 im „Bulletin" 
Nr. 99 vom 23. Juli 1966, so aufzufassen, daß sich allein in 
Ausnahmefällen, nämlich nur „bei rationeller Be- und Ver- 
arbeitung in modernen Molkereien und bei rationeller Ver- 
marktung der Molkereierzeugnisse" ein solcher Preis erreichen 
läßt? 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß das Ziel der Erwirt- 
schaftung des gemeinsamen Richtpreises von 41,2 Pf/kg für 
Milch mit 3,7Vo Fett frei Molkerei nicht nur in Ausnahmefällen, 
sondern im Durchschnitt der rationellen Betriebe der Bundes- 
republik annähernd erreicht wird. 

Der Hinweis im „Bulletin'' Nr. 99 vom 28. Juli 1966 zeigt, daß 
nach Auffassung der Bundesregierung die Produktions- und 
Vermarktungsstruktur der deutschen Milchwirtschaft gerade 
im Interesse dieser Preispolitik weiter verbessert werden muß. 
Die Bundesregierung betrachtet diese Aufgabe als agrar- 
politischen Schwerpunkt und hat entsprechende Maßnahmen 
eingeleitet. 

2. Mit welcher Nettoverwertung rechnet die Bundesregierung je 
kg Milch mit 3,7Vo Fett, die zu Butter und Magermilchpulver 
oder Butter und Flüssig-Magermilch verarbeitet wird? 

3. Welcher Betrag muß unter Berücksichtigung der unter 2. ge- 
nannten Nettoverwertung aus der Verwertung zu anderen 
Milchprodukten erwirtschaftet werden, damit der Richtpreis 
von 41,2 Pfennig pro kg frei Molkerei erreicht wird? 
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Nach vorläufigen Berechnungen dürfte zu erwarten sein, daß 
die zu Butter und Magermilch verarbeitete Milch einschließlich 
der Stützung von 5,5 Pf/kg für Magermilch zu Futterzwecken 
einen Nettoerlös erbringt, der um Pf/kg bis 1 Pf/kg unter 
dem gemeinsamen Richtpreis liegt. Da zu diesen Produkten 
etwa die Hälfte der an Molkereien gelieferten Milch verarbeitet 
wird, müssen die übrigen Milcherzeugnisse und Trinkmilch 
Nettoerlöse erbringen, die um Vü Pf/kg bis 1 Pf/kg über dem 
Richtpreis liegen, um den Richtpreis im Durchschnitt zu errei- 
chen. 

Die Nettoerlöse der Interventionsprodukte, wie z.B. Butter und 
Magermilch zu Futterzwecken, sollen unter den Nettoerlösen 
der übrigen Erzeugnisse liegen, um die Herstellung der Inter- 
ventionsprodukte nicht zu fördern. 


4. Mit welchen Preiserhöhungen lechnet die Bundesregierung bei 
Käse, insbesondere bei Schnittkäse, und anderen Milchpro- 
dukten als Folge des beschlossenen Abbaues aller nationalen 
Beihilfen und Stützungen und glaubt sie, daß diese Preise an- 
gesichts der derzeitigen und der in den nächsten Jahren zu 
erwartenden Versorgungslage in der Gemeinschaft auf dem 
Markt zu erzielen sind? 


Nach den vorgesehenen Maßnahmen der EWG und der Bundes- 
regierung wird mit einer Preiserhöhung frei Großhandel bei 
Schnittkäse und halbfettem Schnittkäse sowie bei Milchpulver 
zwischen 0,50 und 1,00 DM/kg gegenüber den augenblicklichen 
Preisen zu rechnen sein. Bei den übrigen Milcherzeugnissen 
werden Preissteigerungen in dieser Höhe nicht eintreten. 

Bei schrittweisem Vorgehen dürften diese Preiserhöhungen auf 
dem Markt zu realisieren sein. Zur Erleichterung des Über- 
ganges hat sich die Bundesregierung vom Ministerrat der EWG 
die Ermächtigung zur vorübergehenden Verbrauchssubvention 
geben lassen. Eine Änderung der Trinkmilchpreise bleibt Vor- 
behalten, um der Trinkmiiehversorgung das nötige Voraus zu 
sichern (vgl. Fragen 9 und 10). 


5. Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der deutschen 
Milchwirtschaft, daß die Preiserhöhungen bei Butter und Käse 
zu einem Rückgang des Verbrauches führen werden? 

Der Absatz von Produkten ist bekanntlich außer von der Hö- 
he der Preise von einer Reihe anderer Faktoren abhängig, ins- 
besondere von der Konkurrenzsituation, der Qualität, Auf- 
madiung, Werbung, Kundendienst usw. Käse guter Qualität 
hat z.B. eine große Einkommenselastizität und kann daher mit 
steigendem Lebensstandard auch bei höherem Preis in größe- 
rem Umfange abgesetzt werden. Die Bundesregierung erwartet 
deshalb bei Käse keinen Verbrauchsrückgang. 
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Der Butterabsatz reagiert auf Preisänderungen sehr empfind- 
lich. Es ist aber anzunehmen, daß die erforderliche Preisanhe- 
bung von 0,25 DM/kg nach den bisherigen Erfahrungen und 
dem erheblich gestiegenen Masseneinkommen auch bei Butter 
zu keinem Absatzrückgang führt. 


(). Um welchen Betrag werden sich die von der EWG-Kommission 
für einen Richtpreis ab Ilof von 38 Pfennig je kg und einer 
Magermilchbeihilfe von 5 Pfennig pro kg im mehrjährigen 
Durchschnitt auf 1,8 Milliarden DM geschätzten Kosten des 
europäisdien Ausriditungs- und Garantiefonds zur Durdi- 
führimg der gemeinsamen Milchpolitik - Drucksache V/414, 
S. 153, Tabelle 16 - erhöhen, nachdem der Ministerrat über 
die Vorschläge der Kommission hinausgegangen ist? 


Nach Berechnungen der Kommission erhöht sich der Mittel- 
bedarf um rund 440 Millionen DM. Dabei ist von der Unterstellung 
ausgegangen worden, daß bei einem Pdchtpreis von 39 Pf ab 
Hof Milcherzeugnisse aus ca. 1,5 Mrd. kg Milch infolge Mehr- 
anlieferung und Minderverbrauch zusätzlich exportiert werden 
müssen und die vorgesehenen Interventionsmaßnahmen sich 
um 1 Pf/kg Milch verteuern. Es bleibt abzuwarten, ob diese 
Berechnungen der tatsächlichen EntVvdcklung entsprechen. 


7. Mit welchen Aufwendungen rechnet die Bundesregierung für 
Verb raudiei Subventionen für Schnitlkäse und Butter im Milch- 
wirtschaftsjahr 1968/69 und in der Zeit vom 1. April bis 
31. Dezember 1969, die nach den Beschlüssen des EVVG- 
Ministerrats ausschließlich aus nationalen Mitteln aufgebracht 
werden müssen? 


Diese Frage läßt sich im Augenblick noch nicht beantworten, 
da nicht übersehbar ist, ob und in welchem Umfange von der 
Ermächtigung aufgrund der am 1. April 1968 bestehenden 
Marktlage Gebrauch gemacht werden muß. Rein rechnerisch 
würde unter Zugrundelegung der derzeitigen Verbrauchs- 
mengen die Verbrauchersubvention je 10 Pf/kg bei Butter jähr- 
lich ca. 50 Millionen DM und bei Schnittkäse ca. 14 Millionen 
betragen. 


8. Auf welche Eutscheidaugen des Ministerrats hat sich Bundes- 
minislcr Ilödierl gestützt, als er auf dem Niederbayerischen 
Bauerntag in Lancishut nach einem Bericht des „Bayerischen 
landwirtschaftlichen Wochenblattes" v^om 3. September 1966 
erklärte: „bei den Milchbeschlüssen sei mit von Vorteil, daß 
die lüsherigen deutschen Einzugs- und Absatzgebiete für etwa 
10 Jahre noch beibehalten werden können"? 

In dem Bericht des „Bayerischen Landwirtschaftlichen Wochen- 
blattes"' vom 3. September 1966, Seite 10, sind meine Aus- 
führungen verkürzt wiedergegeben; die sachliche Richtigkeit 
der Wiedergabe hat in dem angesprochenen Punkt gelitten. 
Ich habe ausgeführt, bei den Milchbeschlüssen sei von beson- 
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derem Vorteil, daß über die bisherigen deutschen Einzugs- und 
Absatzgebiete keine Entscheidungen getroffen sind. Im Falle 
einer Aufhebung wäre eine mehrjährige Übergangszeit not- 
wendig. 

9. Welche Überlegungen haben die Bundesregierung veranlaßt, 
dem im Entwurf der Kommission für eine Entschließung des 
Rats über gewisse besondere Maßnahmen für Milch und Milch- 
erzeugnisse vom 4. März 1966 noch nidit enthaltenen Vor- 
schlag zuzustimmen, wonach der Trinkmilch-Werkmilchaus- 
gleich zum 1. April 1968 abgeschafft und das Voraus der Trink- 
milchverwertung auf 2 Pfennig pro kg beschränkt wird? 

Für einen Trinkmilch-Werkmilchausgleich ist mit Anwendung 
der in den Entschließungen des EWG-Ministerrats vorgesehe- 
nen Maßnahmen kein Raum, weil die Markterlöse für Werk- 
milch und Trinkmilch einander angeglichen werden. Das trifft 
auch für nationale Ausgleichsregelungen zu. Die Aufnahme 
des angesprochenen Textes in die Entschließungen des EWG- 
Ministerrats hat lediglich informativen Charakter. 

(„Voraus" siehe Antwort zu Frage 10) 


10. Ist die Beschränkung des Verwertungsvoraus der Trinkmilch 

auf 2 Pfennig/kg so zu verstehen, daß 

a) es sich um einen echten Mehrerlös gegenüber der Werk- 
milch handelt, wobei die besonderen Kosten der Verarbei- 
tung zu Trinkmilch berücksichtigt werden und 

b) der Trinkmilchpreis regional unterschiedlich, d.h. auf der 
Basis des jeweiligen Werkmilcherlöses festgesetzt werden 
muß 

und wie soll dieses Voraus realisiert werden? 


a) Ja. Dieses „Voraus" ist nicht mit dem des deutschen Trink- 
milch-Werkmilchausgleichs identisch, in dem noch Kosten- 
elemente enthalten sind. 

b) Diese Fragen können zur Zeit nicht beantwortet werden, 
da die Einzelheiten in einer noch zu schaffenden Verord- 
nung des EWG-Ministerrats festgelegt werden müssen. 
Voraussichtlich werden regionale Preisberechnungen not- 
wendig sein. 


11. Welche konkreten Maßnahmen hat Bundesminister Höcherl 
im Auge gehabt, als er auf dem Niederbayerischen Bauerntag 
in Landshut erklärte, falls ein Erlös von 39 Pfennig ab Hof 
über den Markt nicht zu erzielen sei, „müsse das jetzt be- 
schlossene System in Frage gestellt und ein neues gesucht 
werden“ ? 

Keine konkreten Maßnahmen. Die Bundesregierung wird noch 
im Jahre 1967 durch geeignete Umstellungen größere Sicherheit 
gewinnen über die Realisierbarkeit des EWG-Modells. Der 
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EWG-Ministerrat wird sich, falls ein Erlös von 39 Pfennig ab 
Hof über den Markt nicht zu erzielen ist, mit dem Problem be- 
fassen und entsprechende Entscheidungen fällen müssen. 


12. Mit welchem Durchschnittserlös ab Hof rechnet die Bundes- 
regierung unter Berücksichtigung des bereits erfolgten und 
geplanten Beihilfenabbaues, der Korrektur der Schwellenpreise 
und der Gewährung von Magermilchbeihilfen in den nächsten 
Milchwirtschaftsjahren 1966/67 und 1967/68 im Vergleich zu 
1965/66? 


Die Bundesregierung rechnet in den Milchwirtschaftsjahren 
1966/67 und 1967/68 unter Berücksichtigung der vorgesehenen 
Maßnahmen mit annähernd gleichen durchschnittlichen Erlösen 
für Milch ab Hof mit 3,7Vo Fett wie im Milchwirtschaftsjahr 
1965/66. 


18. Hat die Bundesregierung bereils mit den Ländern über einen 
Abbau auch der Beihilfen aus den Länderetats verhandelt und 
mit welchem Ergebnis? 


Die Bundesregierung führt zur Zeit Gespräche mit den Ländern 
zwecks Koordinierung des Abbaues der Milchförderungsprämie 
aus Bundes- und Landesmitteln. Es wird damit gerechnet, daß 
die Länder die Prämien aus Landesmitteln bis 31. März 1968 
gewähren. 


14. Besteht begründete Aussicht, daß sich der europäische Aus- 
richtungs- und Garantiefonds im laufenden Jahr mit "/lo der 
Kosten der Verbilligungsaktion für die Auslagerung von Butter 
aus den Beständen der Einfuhr- und Vorratsstelle beteiligt oder 
trifft es zu, daß die Mehrheit der Partnerländer eine soldie 
Beteiligung ablehnt und aus weldien Gründen? 


Bisher wurde keine Regelung zur Finanzierung der Interven- 
tion auf dem Binnenmarkt bei Butter getroffen. Die Beratungen 
zur Schaffung dieser Regelung haben noch nicht begonnen. Das 
Ergebnis dieser Beratungen bleibt abzuwarten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Kosten der Ver- 
billigungsaktion von Butter aus Beständen der Einfuhr- und 
Vorratstelle entsprechend den allgemeinen Finanzierungs- 
grundsätzen aus Gemeinschaftsmittein gezahlt werden. 


Hermann Höcherl 
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